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Bündnis 90/Die Grünen lehnen jeglichen Einsatz der Bundeswehr bei ”Vergeltungsschlägen” in1

Syrien - wie aktuell diskutiert - mit fehlendem UN-Mandat ohne ”Wenn und Aber” ab. Derartige2

Militärische Kampf-Einsätze wären mit weiterer Zerstörung und dem Verlust von Menschenleben3

sowie der Gefahr einer internationalen Eskalation verbunden. Vergeltungsmaßnahmen auf4

völkerrechtswidrige C-Waffeneinsätze o.ä. - selbst wenn diese eindeutig belegbar und5

zuzuordnen wären - sind ein eindeutiger Verstoß gegen das Internationale Recht. Sie sind6

somit nicht zulässig!7

Begründung

Der Hintergrund dieses Antrages ist die völkerrechtliche Würdigung einer deutschen Beteiligung an einem
„Vergeltungsschlag“ aufgrund von Behauptungen über den (geplanten) Einsatz von C-Waffen in Syrien. Die
Angriffe auf Unbeteiligte - durch welche Kriegspartei auch immer - verurteilen wir aufs Schärfste.

Zur völkerrechtlichen Betrachtung: Während das Eingreifen Russlands auf Ersuchen der offiziellen
Regierung völkerrechtlich zulässig ist, verstößt die Unterstützung der Rebellenverbände durch die USA, die
Türkei u.a. gegen das Völkerrecht. Das Eingreifen Russland ist vergleichbar mit der Unterstützung der
afghanischen Regierung durch Allianz von NATO-Staaten: Ein Staat kann sich gegen innere Aufstände
wehren, vor allem wenn diese – wie im Fall Syrien – von außen unterstützt werden. Zwar sind dabei
Einsätze von C-Waffen oder Angriffe auf Krankenhäuser oder Hilfskonvois verboten. Der Wissenschaftliche
Dienst des Bundestages hat in einem Gutachten vom 28.06.2018 jedoch klar festgestellt, dass schon die
Unterstützung der Rebellen mit Geld, Waffen und militärischem Training ein Verstoß gegen das
Gewaltverbot nach Artikel 2, Absatz 4 der UN-Charta sei. Der Militärschlag der USA, Frankreichs und
Großbritanniens vom 14.4.2018 war erst recht ein solcher Verstoß, wie der wissenschaftliche Dienst des
Bundestages in einem Gutachten vom 18.04.2018 feststellt. Nach Artikel 42 der UN-Charta hat allein der
Sicherheitsrat das Recht, über Gewaltmaßnahmen gegen Staaten zu entscheiden.

https://www.unric.org/de/charta

https://www.bundestag.de/blob/563850/05f6dec762a939978c22a132ee680b9a/wd-2-029-18-pdf-data.pdf

https://www.bundestag.de/blob/551344/f8055ab0bba0ced333ebcd8478e74e4e/wd-2-048-18-pdf-data.pdf

https://www.berliner-zeitung.de/giftgas-in-syrien-auch-die-rebellen-haben-chemiewaffen–3727816

https://www.deutschlandfunk.de/chemische-waffen-die-neue-angst-vor-sarin-senfgas-und-
co.724.de.html?dram:article_id=414405
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